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Kommunen erhalten mehr Spielraum 
beim Baumschutz
Sächsischer Landtag ändert Naturschutzgesetz – schwarz-gelbes 
„Baum-ab-Gesetz“ ist Geschichte

Autor SGK Sachsen
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Gerade in heißen Sommern wird 
der Wert von Bäumen von vielen 
Menschen geschätzt: Sie spenden 
Schatten, verschönern das Stadtbild, 
regulieren die Feuchtigkeit und sor-
gen für ein angenehmes Stadtklima. 
Dazu leisten keineswegs nur Stra-
ßenbäume einen Beitrag, sondern 
auch die zahllosen Bäume auf Pri-
vatgrundstücken. In Zeiten des Kli-
mawandels sollte der Schutz dieser 
Baumstandorte eigentlich eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe sein. 

Leider war dies bis vor Kurzem in 
Sachsen nicht der Fall. Im Jahr 2010 
hatte die damalige schwarz-gelbe 
Landesregierung umfassende Ände-
rungen am sächsischen Naturschutz-

gesetz vorgenommen. Bis dahin 
hatten Städte und Gemeinden recht 
große Spielräume beim Schutz von 
Bäumen. Sie konnten die Fällung 
auch auf Privatgrundstücken unter 
Genehmigungsvorbehalt stellen und 
z.B. auch Ersatzpflanzungen anord-
nen. Durch das von CDU und FDP 
vorangebrachte „Baum-ab-Gesetz“ 
wurde dies den Kommunen nun 
bei einem Stammumfang von bis zu 
einem Meter untersagt. Insbesonde-
re in größeren Städten wie Leipzig 
und Dresden waren die negativen 
Folgen unübersehbar.

Neuregelung im 
Koalitionsvertrag verankert 
Auf Druck von SPD und Grünen wur-

de dieser Fehler nun behoben. Nach-
dem der stärkere Baumschutz Ende 
2019 im Kenia-Koalitionsvertrag 
verankert wurde, hat der Sächsische 
Landtag am 3. Februar nun endlich 
auch die entsprechende Änderung 
des Sächsischen Naturschutzgeset-
zes auf den Weg gebracht. Mit der 
Änderung haben die Kommunen 
nun wieder die Möglichkeit, die Be-
lange des Natur- und Artenschutzes 
sowie des Klimaschutzes weitaus 
umfassender als bisher in den ent-
sprechenden Gehölzschutzsatzun-
gen zu manifestieren. Zudem gelten 
Fällanträge nun automatisch nach 
sechs – und nicht wie bisher drei – 
Wochen als genehmigt, sofern sich 
die Verwaltung nicht abweichend 

Der Schutz von Bäumen hat im Freistaat Sachsen jetzt wieder einen höheren Stellenwert.� Foto: pixabay.com

äußert. Entsprechende Anträge blei-
ben aber auch nach der Gesetzesno-
velle kostenfrei.

Kommunale Selbstbestimmung
Für den Dresdner SPD-Landtagsab-
geordneten Albrecht Pallas ist diese 
Änderung ein Beitrag zur kommu-
nalen Gestaltungsfreiheit: „Endlich 
können die Städte und Gemeinden 
wieder vor Ort entscheiden, wel-
che Regelungen sie für notwendig 
erachten. Bäume sind auch auf Pri-
vatgrundstücken keine reine Privat-
sache.“ Aus seiner Sicht haben Bäu-
me einen Nutzen für alle Einwohner 
und sind auch Allgemeingut. Der 
kommunalpolitische Sprecher der 
SPD-Landtagsfraktion betont vor al-
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lem die Bedeutung für die biologi-
sche Vielfalt und für Klima, Wasser 
und Boden: „Für ein gesundes Klima 
in den Städten brauchen wir ausrei-
chend Grün.“

Dresdner Gehölzschutzsatzung 
tritt wieder in Kraft
Welche Konsequenzen diese Neure-
gelung vor Ort hat, ist am Beispiel 
von Dresden gut erkennbar: Einige 
Passagen der kommunalen Gehölz-
schutzsatzung können seit zehn 
Jahren nicht mehr angewendet wer-
de. Sie sind zwar Teil der Satzung, 
stehen aber im Widerspruch zum 
sächsischen Naturschutzgesetz. Eine 
SPD-Anfrage an die Stadtverwaltung 
hat schon Anfang 2020 ergeben, 
dass die bestehende Dresdner Ge-
hölzschutzsatzung durch die neue 
Landesregelung nun wieder voll-
ständig in Kraft tritt. Dadurch wer-
den zum Beispiel Bäume mit einem 
Stammdurchmesser von 30 Zentime-
tern bis einem Meter wieder unter 
Schutz gestellt.  

Aus Sicht von Stefan Engel, um-
weltpolitischer Sprecher der SPD-
Stadtratsfraktion Dresden, ist diese 
Neuregelung ein wichtiger Schritt: 
„Beim eklatanten Mangel an städ-
tischen Flächen müssen wir auch 
private Grundstücksbesitzer stärker 
in die Pflicht nehmen. Damit be-
kämpfen wir auch die Überhitzung 
unserer Stadt.“ Zugleich ist er zu-
versichtlich, dass die Stadtverwal-
tung bei der Anwendung der wieder 
eingeführten Regelungen mit Au-
genmaß agiert: „Beim Baumschutz 
geht es nicht darum, pauschal jede 
Fällung abzulehnen. Ich gehe davon 
aus, dass die Verwaltung hier auch 
zukünftig sorgfältig abwägen wird.“ 
Er verweist insbesondere auch auf 
die Möglichkeit, die Genehmigung 
von Fällanträgen mit verpflichtenden 
Neupflanzungen zu verbinden. 

Stefan Engel erteilt dem Versuch der 
CDU-Stadtratsfraktion, die Dresdner 
Gehölzschutzsatzung jetzt unter 
dem Deckmantel einer Überarbei-
tung pauschal außer Kraft zu setzen, 
hingegen eine klare Absage. Es gäbe 
keinen Grund, auf eine Anwendung 
der neuen Rechtslage jetzt zu ver-
zichten. 

Plauener SPD fordert mehr Einsatz 
für Gewerbeflächen
Kritik an Planlosigkeit der Stadtverwaltung – wirtschaftliche Investitionen  
gefährdet

Autor SGK Sachsen

Die 65.000-Einwohner-Stadt Plauen 
ist das unbestrittene Zentrum des 
Vogtlands. Leider wird die südwest-
sächsische Stadt diesem Anspruch 
bei der weiteren Entwicklung von 
Gewerbeflächen trotz ihrer ver-
kehrsgünstigen Lage an der A72 
unweit der bayerisch-sächsischen 
Landesgrenze bisher nicht gerecht. 
Hier konstatiert die Plauener SPD 
eine jahrelange Planlosigkeit, die 
zu einem „Gewerbeflächen-Elend“ 
geführt habe.

Angeblich 21 Hektar verfügbar
Konkret kritisieren die Sozialdemo-
kraten die beschönigende Darstel-
lung der vorhandenen Potenziale. In 
einer Studie der Industrie- und Han-
delskammer landete Plauen zwar auf 
Platz 2 von 18 Städten in der Region 
Südwestsachsen. Angeblich seien in 
der „Spitzenstadt“ 21 Hektar zusätz-
liche Gewerbefläche verfügbar. 

Aber über diese Darstellung zeigt 
sich Christian Hermann, Co-Vorsit-
zender der Plauener SPD, entsetzt: 
„Tatsächlich sind aktuell kaum 
nennenswerte Gewerbeflächen in 
Plauen verfügbar. Schon seit Jahren 
hat Plauen keine größeren Gewer-
beflächen mehr zu bieten. Der In-
vestitionsboom aufgrund der nied-

rigen Zinsen ging massiv an Plauen 
vorbei. Will man im Rathaus das 
Gewerbeflächen-Elend etwa noch 
schönreden?“

Zahlenspielereien  
der Stadtverwaltung
Auf SPD-Nachfrage bei der IHK 
stammt die Zahl von 21 Hektar 
„verfügbarer Gewerbefläche“ aus 
der Gewerbeflächendatenbank der 
Wirtschaftsförderung Sachsen, die 
von den Kommunen selbst gepflegt 
wird. Darin enthalten sind z.B. allein 
rund 13 Hektar des Gewerbegebiets 
Oberlosa 1, dessen Erschließung 
überhaupt erst 2021 beginnen soll 
und planmäßig bis 2022 dauert. Und 
auch die Darstellung der Restflächen 
der vorhandenen Gewerbegebiete 
hat wenig mit der tatsächlichen Lage 
zu tun, da dort nahezu alle Flächen 
bereits vermarktet sind.

Und auch für die Zukunft sieht Her-
mann leider keine Besserung. Ein be-
reits 2016 von der SPD im Stadtrat 
beantragtes umfassendes Gewerbe-
flächenentwicklungskonzept liegt 
noch immer nicht vor. Dazu wurde, 
nach jahrelangem Zuständigkeits-
streit im Rathaus, nun im vorigen 
Jahr ein externes Büro mit der Kon-
zepterarbeitung beauftragt. Die für 

November 2020 angekündigte Vor-
stellung im Wirtschaftsförderungs-
ausschuss fand allerdings bis heute 
nicht statt.

Gewerbeflächenentwicklung 
muss Chefsache werden
Hermann sieht die Verantwortung 
bei FDP-Oberbürgermeister Ralf 
Oberdorfer und den Bürgermeistern 
Stefan Zenner und Levente Sárkozy 
(bis 2020): „Spätestens beim Auf-
kommen der Probleme mit Oberlosa 
1 hätte man die weitere Gewerbeflä-
chenentwicklung zur Chefsache ma-
chen müssen. Deswegen haben wir 
als SPD das seit 2016 ja auch immer 
wieder eingefordert. Leider aber 
lässt die Rathausspitze bis heute das 
Thema lustlos rumdümpeln. So ist zu 
befürchten, dass wieder 15 Jahre bis 
zur nächsten größeren Erschließung 
vergehen.“

Wer sich dieser Chefaufgabe zu-
künftig widmen darf, wird übrigens 
am 13. Juni 2021 entschieden. Dann 
wählen die Einwohner Plauens eine 
Nachfolge für den ausscheidenden 
Oberbürgermeister. Aussichtsreiche 
Bewerber sind die parteilose Sil-
via Queck-Hänel, die von SPD und 
Grünen unterstützt wird, und CDU-
Kulturbürgermeister Steffen Zenner.

Flächen zur Ansiedlung neuer Unternehmen sind in Plauen Mangelware.� Foto: pixabay.com
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Die Chance der Veränderung
Warum es richtig ist, Gemeinden neu zu gliedern

Autorin Katharina Schenk, Staatsekretärin im Thüringer Ministerium für Inneres und Kommunales

Das Thema Gebietsreform ist emo
tional. Egal wo man hingeht, gleich-
gültig wer es anspricht – jede und 
jeder verbindet etwas mit dem The-
ma Gemeindeneugliederung, weil es 
um eine Veränderung geht, die unser 
direktes Umfeld betrifft. Politik wird 
in der Kommune erlebbar und deswe-
gen spielt es eine kaum zu unterschät-
zende Rolle, ob im Rathaus noch Licht 
brennt, ob der Ortsname bleibt oder 
Bürgermeister jetzt plötzlich „nur“ 
noch ein Ehrenamt ist.
 
Die Neugliederung von Gemeinden 
zu einer größeren Einheit wird oft 
mit nur finanziellen Erwägungen in 
Verbindung gebracht – frei nach dem 
Motto: Eigentlich wären wir hier ein 
funktionierender Ort, aber das feh-
lende Geld nimmt uns den Raum zum 
Gestalten. Die vergangenen Monate 
habe ich mir Zeit genommen die Or-
te tiefer kennenzulernen, die bereits 
den Weg der Neugliederung gegan-
gen sind. Ich will die emotionale Ebe-
ne verstehen und das sammeln, was 
an Erfahrungen gemacht wurde – im 
Guten wie im Schlechten – denn nur 
so kann ich für die Zukunft das Posi

tive aus dem ziehen, was passiert. Die 
Einwohner:innenzahlen schrumpfen, 
es wird immer schwieriger Fachkräfte 
zu finden, Großprojekte, die mehrere 
Akteur:innen involvieren, Fördermit-
telsuche, ein steigendes Alter der Be-
völkerung, die Herausforderungen der 
Digitalisierung – das sind nur Schlag-
lichter und sie zeigen bereits, womit 
sich eine Kommune heute konfron-
tiert sieht.
 
Die Neugliederungsmaßnahmen der 
6. Wahlperiode auf der Gemeinde-
ebene waren die umfangreichsten 
kommunalen Strukturänderungen 
seit der Gebietsreform der 90er Jah-
re in Thüringen. Mit diesen Neuglie-
derungen wurden wichtige Schritte 
eingeleitet, um den aktuellen sowie 
den absehbaren Herausforderungen 
für die kommunale Selbstverwaltung 
begegnen zu können. Die Gemeinde-
gebietsreform in Thüringen hat sich 
zu einer Erfolgsgeschichte entwickelt.

Und dennoch besteht weiter drin-
gender Handlungsbedarf. Die Ge-
meindestrukturen in Thüringen sind 
durch eine erhebliche Kleinteiligkeit 
geprägt. Aktuell haben noch immer 
rund 60 Prozent der kreisangehöri-
gen Gemeinden Thüringens weni-
ger als 1.000 Einwohner:innen und 
etwa 40 Prozent weniger als 500 
Einwohner:innen. Mehr als 75 Prozent 
der kreisangehörigen Gemeinden 
des Landes nehmen ihre Aufgaben 

Mit Blickpunkt, Aktuelles, Kommunal-Blog, DEMO-Kommunalkongress, Reporte, u. v. m.
MEHR INFOS. MEHR HINTERGRÜNDE. 

BESUCHEN 
SIE UNS AUF
www.demo-online.de

Staatssekretärin Katharina Schenk� Foto: TMI/Steve Bauerschmidt
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nicht eigenständig wahr, sondern 
bedienen sich der Hilfe einer Verwal-
tungsgemeinschaft oder erfüllenden 
Gemeinde. 

Das zeigt, dass die Gemeinden aus-
reichend groß sein müssen, um die 
öffentlichen Aufgaben der örtlichen 
Gemeinschaft auch in Zukunft erfül-
len und effizient arbeiten zu können. 
Die Bildung von größeren und leis-
tungsfähigeren Strukturen trägt dazu 
bei, dass die Städte und Gemeinden 
in Thüringen dauerhaft über die er-
forderliche Leistungs- und Verwal-
tungskraft verfügen, um die ihnen 
obliegenden Aufgaben sachgerecht, 
bürgernah, rechtssicher und eigenver-
antwortlich wahrnehmen zu können.

Das sind die Fakten. Und trotzdem 
herrscht an vielen Orten die Sorge, dass 
man etwas verlieren könnte, wenn 
man sich in „neue Hände“ begibt. Es 
hilft daher auf dem Weg zu leistungs-
fähigen Strukturen in ganz Thüringen 
die positiven Beispiele in den Blick 

zu nehmen. Denn hinter den Zahlen 
stehen konkrete Geschichten. Da sind 
die Ortsteilbürgermeister:innen, die 
plötzlich ein Mehrbudget haben, um 
liebgewonnene Traditionen zu pfle-
gen, da sind die umgesetzten Maß-
nahmen, die vorher lange auf der 
To-do-Liste standen. Da sind Verwal-
tungen, die zusammenwachsen und 
sinkender Arbeitsdruck, weil lange 
unbesetzte Stellen endlich besetzt 
werden. Da sind Vereine, die sich 
einer steten finanziellen Unterstüt-
zung sicher sein können, da ist ein 
Gemeinderat, der wirklich erlebt, was 
kommunale Selbstverwaltung bedeu-
tet, weil eine große Gemeinschaft 
eben viel mehr bewegen kann als 
viele Einzelkämpfer:innen.

Traditionen müssen nicht aufgegeben 
werden, wenn man sich in einen grö-
ßeren Rahmen begibt. Im Gegenteil: 
Die Erfahrungen zeigen, dass Tradi-
tionen gestärkt werden, wenn die 
großen Lasten der Verwaltung auf 
breite Schultern verteilt werden. Das 

größere regionale Denken ermöglicht 
mehr, als es wegnimmt. Wenn man 
anfragt in Ilmenau, Mühlhausen oder 
in Ohrdruf, dann hört man unisono, 
dass es sich gelohnt hat und noch 
lohnt. Da hört man, dass es auch 
emotional zuging, dass es noch Dinge 
gibt, die getan werden müssen, dass 
man noch auf dem Weg ist. Man hört 
auch, dass es manchmal Kummer gibt 
über einen verlorenen Namen einer 
Straße. Viel häufiger aber hört man 
die Geschichte, wie das, was den Ort 
wirklich ausmacht, gefeiert wird, auf 
einem Dorfplatz, der in Schuss ist, mit 
Kindergartenkindern, die wieder eine 
gut gefüllte Einrichtung besuchen und 
mit einer Bürgermeisterin, die gestützt 
wird und nicht den Mangel an Zeit 
und Kraft verwaltet.

Katharina Schenk im Web
https://twitter.com/FUCHSundIGEL
https://www.instagram.com/
kathakommunal
E-Mail: katharina.schenk@
tmik.thueringen.de
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Kommunale Haushalte und Corona 
SPD will Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzepts einschränken

Autorin Tina Rudolph, Stadträtin in Jena

Alle Jahre wieder. Spätestens gegen 
Ende des Jahres beginnen in vielen 
Kommunen die Gespräche und Ver-
handlungen für die Aufstellung eines 
neuen Haushalts. Die Dynamik die-
ses Prozesses mag sehr unterschied-
lich sein, viele Kommunen dürften 
aber die Erfahrung teilen, dass in 
diesem Jahr einiges anders war. 
Trotz großer Anstrengungen, Schul-
denaufnahmen durch Bund und 
Land, Ausgleichszahlungen – z. B. für 
Gewerbesteuerausfälle – und allem 
Wumms, mit dem sich Deutschland 
gerade aus der Krise kämpft, sind die 
wirtschaftlichen Annahmen für die 
nächsten Jahre zunächst alles andere 
als rosig. Für diejenigen Gemeinden 
Thüringens, die doppisch arbeiten 
(davon gibt es nur ca. 30), bedeu-
tet dies, dass auch aufgrund der 
schlechten Prognosen, die derzeit 
bezüglich des erwarteten mittelfris-
tigen Steueraufkommens herrschen, 
eine ausgeglichene mittelfristige 
Haushaltsplanung nahezu unmög-
lich geworden ist. Auch Gemeinden 
wie Jena, von denen man erwartet, 
dass sie im Allgemeinen alles ande-
re als finanziell schlecht dastehen, 
stehen nun vor der Frage, ob sie auf 
eine haushalterische Brücke zurück-
greifen müssen, die seit mehr als 15 
Jahren nicht mehr angerührt werden 

Stadträtin Tina Rudolph, Mitglied  
im Finanzausschuss� Foto: Arlene Knipper

musste: die Aufstellung eines Haus-
haltssicherungskonzepts.

Nun kann man ein Haushaltssiche-
rungskonzept pragmatisch zunächst 
als Erleichterung verstehen. Es kann 
damit ein Haushalt aufgestellt und 
genehmigt werden, der andernfalls 
nicht genehmigungsfähig wäre. Al-
lerdings gibt es Vorgaben, die z. B. 
insbesondere den Bereich der frei-
willigen Leistungen betreffen. Diese 
dürfen in Oberzentren dann maximal 
vier Prozent des Haushaltsvolumens 
betragen, für Mittelzentren sind so-
gar nur zwei Prozent vorgesehen. 
Die Folge: Sparvorschläge, die alle 
Bereiche des Haushalts betreffen, 
aber gerade im Bereich der freiwilli-
gen Leistungen sehr deutlich zu spü-
ren sein werden, was man erahnen 
kann, wenn einer der Vorschläge 
allen Ernstes lautet, eine Bibliotheks-
zweigstelle im Plattenbaugebiet 
schließen zu wollen oder Gelder für 
die Suchtberatung und Integrations-
arbeit zu kürzen. Aus sozialdemokra-
tischer Perspektive scheint es vor al-
lem vor dem Hintergrund sehr vager 
Zukunftsprognosen höchst schwie-
rig, solche oder weitere Einschnitte 
in die soziale Infrastruktur der Kom-
munen gerade in der aktuellen Situ-
ation mittragen zu müssen.

Auf Initiative von SPD, Die Linke und 
Bündnis 90/Die Grünen ist daher im 
Entwurf des neuen Mantelgesetzes 
vorgesehen, dass auch für doppisch 
arbeitende Kommunen die Pflicht zur 
Aufstellung eines HSKs entfällt, selbst 
wenn nach den üblichen Verordnun-
gen kein in der Mittelfristplanung 
ausgeglichener Haushalt aufgestellt 
werden kann. Dies soll für alle Haus-
haltssatzungen gelten, die im Jahr 
2021 beschlossen werden, wobei die 
Möglichkeit besteht, Doppelhaus-
halte für 2021/22 aufzustellen. Diese 
Regelung soll für Kommunen gelten, 
die ab diesem Jahr und maßgeblich 
aufgrund der Corona-Pandemie zur 
Aufstellung eines HSKs verpflichtet 
wären. Dies kann natürlich nicht als 
Freibrief verstanden werden und 
berührt nicht die Pflicht einer jeden 
Gemeindevertretung zur verantwor-
tungsbewussten Haushaltsaufstel-
lung. Aber es schafft ein wenig Luft 
in einer Zeit, in der es ein fatales Sig-
nal wäre, gerade im Bereich der sozi-
alen und kulturellen Infrastruktur den 
Sparkurs anzulegen, wodurch Struk-
turen wegbrechen, die wir nicht nur 
in, sondern auch nach der Pandemie 
dringend brauchen.

Nicht zuletzt kann die Situation als 
erneuter Weckruf verstanden wer-

den, mal wieder grundlegend da-
rüber zu reden, welche Leistungen 
für Kommunen wirklich als freiwillig 
gelten sollten – und zwar inhaltlich, 
abgesehen von jeglicher bürokrati-
schen Einteilung. Solange wichtige 
soziale Aufgaben haushaltsrecht-
lich als zusätzlicher Luxus einge-
stuft werden, wird gerade diese 
soziale Infrastruktur in wirtschaftlich 
schwierigen Zeiten als erstes drohen 
wegzufallen. Die Folgen tragen dann 
ebenfalls zukünftige Generationen, 
auch wenn sie monetär nicht so gut 
schätzbar sind.

Tina Rudolph im Web 
https://www.facebook.com/Tina-Rudolph-
432991297271811/ 
https://www.instagram.com/tina.rudolph.
spd/ 
E-Mail: stadtrat.rudolph@jena.de

Sonniges Jena – doch bei den freiwilligen Aufgaben sieht es düster aus.� Foto: Pixabay/Hannes Gründler
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Neue Geschäftsführerin  
in Sachsen-Anhalt
Die SGK in Sachsen-Anhalt hat ein neues Gesicht. Mit dem Jahreswechsel  
übernahm Katharina Zacharias (30) die Geschäftsführung 

Autor SGK Sachsen-Anhalt

Die gelernte Köchin ist seit dem Jahr 
2019 stellvertretende Fraktionsvor-
sitzende im Haldensleber Stadtrat 
und seit 2020 die stellvertretende 
Landesvorsitzende der SPD in Sach-
sen-Anhalt. „Ich freue mich sehr auf 
diese Aufgabe. Die Kommunalpolitik 
zu stärken ist in Zeiten steigender 
Politikverdrossenheit wichtiger denn 
je, denn dort ist Politik für die Men-
schen noch greifbar“, sagt Zacharias. 
Besonderes Augenmerk möchte sie 
in Zukunft auf die Vernetzung legen. 
„Der Austausch ist unerlässlich. Wir 
können voneinander profitieren und 

uns in Zeiten von vermehrtem Hass 
und Hetze gegenseitig den Rücken 
stärken.“

Dafür will die junge Frau die Veran-
staltungen zumindest teilweise ins 
Internet verlegen. Dies sei in einem 
Flächenland wie Sachsen-Anhalt 
wichtig, um eine breite Beteiligung 
der Mitglieder zu ermöglichen. 

Kompetenzen im Bereich  
Digitales stärken
Außerdem will sie die Kompetenzen 
der Mitglieder im Bereich Digitales 
stärken. „Politische Kommunikation 
findet zu einem großen Teil online 
statt. Durch die Pandemie ist es für 
viele Menschen die einzige Mög-
lichkeit in Kontakt zu bleiben“, er-
klärt sie ihr Ansinnen. Auch digitale 
Ratsarbeit sei mittlerweile uner-
lässlich. Mit dem Workshop über 
Videoblogging ist der erste Schritt 
bereits getan und weitere werden in 
Zukunft folgen.

Katharina Zacharias� Foto: Susi Knoll

„ Die Bekämpfung von Rechts extremismus ist 
nach wie vor ein aktuelles und zentrales  Thema. 
Wer den ,blick nach rechts‘ regelmäßig liest, 
erkennt die aktuellen Gefahren von Rechtsaußen 
und kann sachkundig argumentieren.“ 
  
Ute Vogt, MdB

Weitere Informationen im Netz: www.bnr.de

Anzeige
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Gestalten statt nur verwalten
Landrat stellt sich zur Wiederwahl

Autorin Katharina Zacharias

Dr. Steffen Burchhardt ist 39 Jahre 
alt, gelernter Bankkaufmann, diplo-
mierter Volkswirt und promovierter 
Betriebswirt. Er ist glücklich verhei-
ratet, Vater von zwei Jungs (9 und 
11) sowie anderthalb Hunden, wie er 
scherzhaft bemerkt.
 
Steffen, wie bist du zur Politik 
gekommen?
Durch Zufall. Ich habe mich vor 
neun Jahren zusammen mit ein 
paar Eltern für den Erhalt unserer 
dörflichen Kita in Trägerschaft der 
Gemeinde eingesetzt. Die SPD-Frak-
tion im Gemeinderat war offen für 
Argumente und hat sich unserer Ini
tiative angeschlossen. Gemeinsam 
haben wir ein Bürgerbegehren ge-
startet und innerhalb von wenigen 
Wochen knapp 2.400 Unterschriften 
für unser Anliegen gesammelt. Die 
Gemeinde hat unser Bürgerbegeh-
ren dann mit juristischen Mitteln 
verhindert. Da wurde mir klar, dass 
es ein Kampf gegen Windmühlen 
ist. Verändern kannst du nur, wenn 
du mitmachst und dich wählen lässt. 
Die SPD in meinem Heimatort Möser 
hat meine Leidenschaft in der Ange-
legenheit gesehen und mich direkt 
gefragt, ob ich für sie als Landrat 
kandidieren möchte. Gesagt, getan. 
Im Übrigen gibt es in Möser jetzt 
keine Mehrheit von CDU und FDP 
mehr. Also haben sich die Offenheit 
der SPD und unser gemeinsamer 
Einsatz am Ende doch ausgezahlt.

Du stellst dich ja zur 
Wiederwahl. Mit was bist du 
absolut zufrieden und was 
würdest du beim nächsten Mal 
anders angehen?
Die Aufgabe ist sehr spannend und 
vielfältig, wer möchte nicht seine 
eigene Heimat positiv entwickeln. 
Im Laufe der letzten 6,5 Jahre ha-
ben wir viel bewegt. Wir haben 
u.a. die Sportförderung verbessert, 
eine Kulturförderung aufgebaut, 
die touristische Vermarktung der 
Region angekurbelt und die Digita-
lisierung vorangetrieben. Besonders 
stolz bin ich aber auf die Sanierung 

mehrerer Schulen. Wir sind jetzt bei 
einem Sanierungsstand von unge-
fähr 90 Prozent und werden in we-
nigen Jahren alle Schulen in unserer 
Trägerschaft in einen sehr guten Zu-
stand versetzt haben. Dabei achten 
wir auch auf eine moderne Ausstat-
tung, um den Schulen alle digitalen 
Möglichkeiten zu eröffnen. 

Schwierig waren zwei Themen 
gleich zu Beginn meiner Amtszeit, 
wo man als junger Mensch eini-
ges dazulernen kann und muss. 
Schließlich war ich 2014 bundesweit 
mit knapp 33 der jüngste Landrat 
überhaupt. Gleich zu Beginn hat 
das Land die Schulschließung einer 
Sekundarschule forciert. Sachlich 
nüchtern und betriebswirtschaftlich 
war es die richtige Entscheidung, 
der wir uns als Träger der Schule 
nach einigen Schlagabtauschen im 
Kreistag auch angeschlossen haben. 
Ich würde beim nächsten Mal mehr 
um den Erhalt der Schule kämp-
fen. Eine Schule ist für eine Region 

eben mehr als eine Kosten-Nutzen-
Rechnung. Ich werde ein weiteres 
Ausdünnen der Schullandschaft im 
ländlichen Raum nicht mehr unter-
stützen. 

Das zweite Thema war nicht weni-
ger emotional: Die Reformierung der 
Abfallwirtschaft im Landkreis. Fakt 
ist, wir mussten handeln und ich bin 
mehr denn je überzeugt, dass die 
Einführung des anreizkompatiblen 
Identsystems genau der richtige 
Schritt war. Allerdings musste ich 
erfahren, dass es bei einem solchen 
Prozess unglaublich auf die gesam-
te Kommunikationsstrategie an-
kommt. Wir haben es schlicht nicht 
geschafft, alle Teile der Bevölkerung 
von den Vorteilen zu überzeugen. 
Ich habe unterschätzt, wie wichtig 
es gewesen wäre, dafür mehr Zeit 
und Geld zu investieren. Da nützt es 
nur bedingt, dass es mir immer ge-
lungen ist, die Mehrheit der Räte zu 
überzeugen. Das ist mir eine Lehre 
für die Zukunft.

Welche drei Fähigkeiten sind für 
einen Landrat deiner Meinung 
nach besonders wichtig?
•	Ein psychologisches Kommunika-

tionstalent (es geht sowohl in der 
Politik mit gewählten Volksvertre-
tern als auch als Verwaltungsleiter 
mit über 500 Mitarbeitern und 
auch im Einsatz für die 90.000 Ein-
wohner immer darum, miteinander 
zu arbeiten, sich zu verstehen und 
zielorientiert zu diskutieren) 

•	Beharrlichkeit auch lange, unbe-
queme Wege zum Ziel zu gehen 

•	Kreativität bei der Lösungsfindung
 
Was macht dir an deinem Job 
am meisten Spaß?
Die Abwechslung an Themen und 
immer mit vielen Menschen in Kon-
takt zu sein.
 
Wenn du für deinen  
Landkreis einen Wunsch frei 
hättest, welcher wäre das?
Ich würde mir wünschen, dass wie-
der mehr Menschen respektvoll 
miteinander umgehen und sich für 
die Gemeinschaft auf irgendeine 
Weise engagieren. Ob eine Region 
lebens- und liebenswert ist, hängt 
letztlich nicht von der Infrastruktur 
oder dem bloßen Einkommen ab, 
sondern überwiegend von den Mit-
menschen.

Landrat Steffen Burchhardt� Foto: privat
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Was steckt im SPD-Wahlprogramm  
in Sachsen-Anhalt für die Kommunen drin?
Die SPD in Sachsen-Anhalt hat ihr Programm für die Landtagswahl beschlossen. 
Was planen die Sozialdemokrat*innen für die Kommunen? Silke Schindler, kommunalpolitische Sprecherin 
der Landtagsfraktion und SGK-Vizevorsitzende, analysiert die Beschlüsse

Autorin Silke Schindler

Was steckt im Wahlprogramm zur 
Landtagswahl in Sachsen-Anhalt 
für die Kommunen drin? Ich sage: 
eine ganze Menge! Und das ist nicht 
nur unter dem Kapitel „Kommunale 
Selbstverwaltung und Kommunalfi-
nanzen” zu finden.

Zugegeben, ich hätte mir dieses 
Kapitel etwas weiter vorn im Wahl-
programm gewünscht. Aber wie ge-
sagt, in fast jedem Politikfeld finden 
wir die Kommunen angesprochen. 
Wir wissen, in unseren Gemeinden, 
Städten und Landkreisen erfahren die 
Bürgerinnen und Bürger direkt, ob 
unsere Gesellschaft funktioniert und 
die Aufgaben der öffentlichen Hand 
gewährleistet werden. Hier stellen 
sich die wichtigen Fragen von Mo-
bilität, Sicherheit, Daseinsvorsorge 
oder Bildungsinfrastruktur – gerade 
vor dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels, aber auch in Krisen-
lagen, wie der Covid-19-Pandemie. 
So hat Corona gezeigt, dass in allen 
Bereichen der Daseinsvorsorge ein 
aktiver Staat gefragt ist.

600 Millionen für 
Krankenhäuser
Wir stehen für die Sicherung der 
ambulanten und stationären medizi-
nischen Versorgung besonders auch 
in ländlichen Regionen. Mit einem 
Investitionsprogramm in Höhe von 
rund 600 Millionen Euro wollen wir 
unsere Krankenhäuser modernisie-
ren und leistungsfähig halten. Wir 
wollen Anreize schaffen, um die 
ärztliche Versorgung im ländlichen 
Raum weiterhin zu gewährleisten.

Die SPD steht für kostenlose Bildung 
von Anfang an. Daher wollen wir, 
dass frühkindliche Bildung und Be-
treuung, genau wie Schule, künftig 
beitragsfrei wird. Gleichzeitig set-
zen wir uns für weitere Qualitäts
verbesserungen ein.

Bildung braucht neben genügend gut 
ausgebildeten Lehrerinnen und Leh-
rern vor allem auch flächendeckend 
gut ausgestattete Schulen. Daher 
wollen wir ein Investitionsprogramm 
für Schulen und Kindertagesstätten 
in Höhe von 300 Millionen Euro für 
die Jahre 2023–2025 auflegen. Die 
Schulentwicklungsplanung wird den 
Bedürfnissen des ländlichen Raumes 
angepasst. Schulschließungen sollen 
der Vergangenheit angehören.

Polizei und Feuerwehr 
unterstützen
Sicherheit ist ein Grundbedürfnis 
der Menschen. Wir verstehen es als 

Pflicht der Politik, dafür zu sorgen. 
Deshalb werden wir die Polizeistärke 
erhöhen und uns für eine moderne 
und innovative Ausstattung der Poli-
zei einsetzen.

Um den Brand- und Katastrophen-
schutz in den Kommunen weiter 
zu unterstützen, soll weiterhin die 
technische Ausstattung vor allem der 
freiwilligen Feuerwehren gefördert 
und die Feuerschutzsteuer vollstän-
dig an die Kommunen weitergeleitet 
werden.

Konzepte für den ländlichen 
Raum
Sachsen-Anhalt ist ein Bundesland 
mit viel ländlichem Raum. Zukunfts-
orientierte Landespolitik muss dieses 
im Blick haben und gezielt Lösungen 
anbieten. Wir wollen Sachsen-Anhalt 
schnell und flächendeckend in das 
Gigabit-Zeitalter führen. Dafür brau-
chen wir überall einen breitbandigen 
Internetanschluss. Gutes Mobilnetz 
sorgt dafür, dass der ländliche Raum 
sich gleichberechtigt entwickeln kann.

Zur Verwirklichung all dieser Ziele 
braucht unser Land leistungsstarke 
Kommunen. Wir setzen auf eigenver-

antwortliche kommunale Selbstver-
waltung in den bestehenden Struk-
turen und eine dafür notwendige 
finanzielle Ausstattung. Kommunale 
Selbstverwaltung braucht weiterhin 
freie Gestaltungsräume.

Finanzen
Das Wahlprogramm setzt einen ein-
deutigen Schwerpunkt auf die Kom-
munalfinanzen. Danach brauchen wir:
•	eine Aufstockung der Finanzaus-

gleichsmasse noch für 2021 pau-
schal auf 1,7 Milliarden Euro inklusi-

ve einer Erhöhung der kommunalen 
Investitionspauschale auf jährlich 
300 Millionen Euro bis 2023,

•	die Berücksichtigung eines Flächen-
faktors bei den Verteilungskriterien 
im Finanzausgleichsgesetz (FAG),

•	jährlich eine Anpassung der FAG-
Masse entsprechend der Tarif- und 
Besoldungsentwicklung,

•	die Berücksichtigung der Abschrei-
bungen in der doppischen Haus-
haltsführung bei der Ausgestaltung 
des FAG,

•		weiterhin eine ehrliche Weitergabe 
von Bundesmitteln, die für die Kom-
munen gedacht sind,

•	die regelmäßige Anpassung des 
pauschalen Mehrbelastungsaus-
gleichs für die Einnahmeausfälle der 
Kommunen als Folge der Abschaf-
fung der Straßenausbaubeiträge,

•	die Prüfung einer allgemeinen 
„Steuerschwankungsreserve“ in Ge-
stalt eines Steuerschwankungsfonds, 
um unvorhersehbare Steuerausfälle 
der Kommunen zu kompensieren,

•	die Einführung eines von Genehmi-
gungs- und Konsolidierungsaufla-
gen freigestellten Mindestbetrages 
für die Bereithaltung freiwilliger 
sozialer Infrastruktur zur Erhaltung 
identitätsstiftender örtlicher kultu-
reller und sozialer Einrichtungen,

•	für die Städte und Gemeinden je 
Bürgerin und Bürger ein lokales 
Bürgergeld in Höhe von 20 Euro, 
welches unter Beteiligung der Ein-
wohnerinnen und Einwohner eben-
falls zur Finanzierung von freiwilli-
gen Aufgaben verwendet werden 
kann, 

•		die Überprüfung des geltenden 
Kommunalwirtschaftsrechts auf sei-
ne Zukunftsfähigkeit in der Daseins-
fürsorge und eine Erweiterung der 
Möglichkeiten der Kommunen.

Das Wahlprogramm verspricht viel. 
Nun müssen wir dafür kämpfen, die-
ses auch umsetzen zu dürfen.

Von Krankenhäusern bis FAG: Im Wahlprogramm der SPD Sachsen-Anhalt finden sich viele 
kommunal relevante Themen wieder.� Foto: Harald Reiss/pixelio.de 


